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Sitzung des Ausschusses für Familie, Jugend, Integration und Verbraucher-

schutz am 11.1023 

TOP 6 „Bewertung des 10-Punkte-Plans der Europäischen Kommission“, Antrag 

der FREIEN WÄHLER-Fraktion,  

Vorlage 18/4568 

Sehr geehrte Frau Vorsitzende, 

in der vorgenannten Sitzung des Ausschusses für Familie, Jugend, Integration und Ver-

braucherschutz wurde der Tagesordnungspunkt Nr. 6 mit der Maßgabe der schriftlichen 

Berichterstattung für erledigt erklärt. 

Ich berichte daher wie folgt: 

Das Thema Migration rückt innerhalb der EU wieder einmal in den Mittelpunkt der poli-

tischen Diskussion. Die zentrale Mittelmeerroute wurde im Jahr 2022 wieder verstärkt 

von Migrantinnen und Migranten genutzt. Dieses Geschehen ist vor dem Hintergrund 

zu bewerten, dass 2022 4,5 Millionen Ukrainer in die Staaten der EU flohen. 
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Ob der 10-Punkte-Plan der EU-Kommission bestehende Probleme löst oder nicht gar 

neue schafft, bleibt abzuwarten. Erforderlich ist die Solidarität aller EU-Mitgliedstaaten. 

Hier wird auf einzelne Punkte des Planes eingegangen. 

 

 „Intensivierung der Rückkehroperationen“:  

Die Identitätsklärung und Rückführung nicht Schutzberechtigter ist ein langwieriger Pro-

zess. Länder wie Burkina Faso, Guinea, Senegal oder Elfenbeinküste lehnen Wieder-

aufnahme ihrer Bürger einfach ab. 

 

„Maßnahmen gegen Logistik der Schleuser“: 

Es ist Zweifelhaft, ob Länder wie Tunesien oder Libyen eine diesbezügliche Intervention 

- durch Frontex, Europol, BKA oder Bundespolizei - der EU zulassen würden. Es ist 

zwingend notwendig, dass die Menschenhändler- und Schleusernetzen in den Her-

kunfts- und Transitländern zerschlagen werden.  Außerdem müssen die Anstrengungen 

zur Bekämpfung dieser kriminellen Vereinigungen auf europäischem Boden verstärkt 

werden. Gleichzeitig ist die Entwicklung von mehr legalen Wegen als Alternative zur 

irregulären Migration notwendig.  

 

 „Intensivierung der Grenzüberwachung“: 

Es ist zu erwarten, dass die Außengrenzen der EU auf lange Zeit einem hohen Migra-

tionsdruck ausgesetzt sein werden, solange die Fluchtursachen in den Herkunftslän-

dern nicht bekämpft werden. 

 

Der 10-Punkte-Plan sollte unbedingt die Verfahrensgarantien wie Rechtsberatung und 

Beratung an den Außengrenzen einhalten. 

Die beabsichtigte Umsetzung der Vereinbarung mit Tunesien ist unter den gegebenen 

Bedingungen auch wegen der damit einhergehenden Externalisierung des materiellen 

Flüchtlingsschutzes kritisch zu sehen. 
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Ob der 10-Punkte-Plan der EU-Kommission seine Ziele erreichen wird, ist aufgrund der 

Uneinigkeit der beteiligten Akteure, der rechtlichen Unausgewogenheit und der teil-

weise fehlenden praktischen Umsetzbarkeit fraglich. Auch beinhaltet der Plan nicht viel 

neues, sondern vielmehr eine Bündelung bekannter Ansätze.   

Es gibt sehr gute Gründe, sich für die nach den Schrecken der beiden großen Kriege 

als europäische Errungenschaften zu bezeichnenden Übereinkünfte wie Genfer Flücht-

lingskonvention, Europäische Menschenrechtskonvention und Grundrechte-Charta 

stark zu machen. 

 

 

Mit freundlichen Grüßen 

 

Katharina Binz 


